1. Vorlesung


Steuerlehre Einkommenssteuer
Definition Steuern

$ 3 AO :

Steuern sind Geldleistungen ohne Gegenleistung…




- Nonaffektionsprinzip

Einkommenssteuer:
Ertragssteuern





- E St.





- K St.

(alle sind mit einander verbunden)





- Gew. St.
(wird Interdependenz der Ertragssteuern genannt)

BMG * Steuersatz = Steuer

BMG = Bemessungsgrundlage : Quantifizierung des Steuerbestandes (bei E St. : ZVE)

Steuersatz = abhängig von Tarif : - konstant





       - variabel





(abhängig von BMG: bei E St./ progressiv)

Freigrenze: - Betrag, bis zu dessen Erreichen eine Ausnahme von der BMG erfolgt

Freibetrag: - steuerfreier Betrag aus der BMG

Steuerbarkeit: - grundsätzliches Unterfallen unter steuerrechtlichen Tatbestand

Steuerpflicht: - (Steuerfreiheit) Konkrete Unterwerfen unter steuerlichen Tatbestand (bzw.

dessen Befreiung)

Steuerobjekt: - Tatbestand an den die Steuernorm die Steuerpflicht knüpft
Steuersubjekt: - Person die durch Steuernorm verpflichtet wird

2. Vorlesung

Untergliederung der Steuern

- Steuerhoheit






ESt. Gemeinschaftssteuer


└ Gesetzgebung


└ Ertrag







X

- Überwälzbarkeit


└ direkte St.







X


└ indirekte St. (Umsatzsteuer)

- Steuertarif


└ Proportionaler Tarif (konst. Steuersatz)


└ Progressiver Tarif (Steuersätze mit anstieg der BG

X





verändern sich)

- Bemessungsgrundlage


└ Ertragssteuer






X


└ Verkehrssteuern (Sachverhalte des Rechtsverkehrs)


└ Substanzsteuern (Vermögenswerte)

Steuersubjekt § 1 EStG



Persönliche Steuerpflicht § 1 (1)


└ unbeschränkte Steuerpflicht


- natürliche Person (Mensch ab der Geburt)



- Inland: - Wohnsitz § 8 AO





(oder)




  - gew. Aufenthalt § 9 AO

§ 8 AO => Wohnung

§ 9 AO => „183-Tage-Regel“

→ unbeschränkte Steuerpflicht


└ Gültigkeit des Welteinkommensprinzip

Bsp.: - Dänemark habe ebenfalls § 1 (1) EStG


- X hat Wohnsitz in Kopenhagen und HSt.


→Welteinkommen


└ Doppelbesteuerung


→ Doppelbesteuerungsabkommen (DBA)

→ beschränkte Steuerpflicht
(§ 1 (4) EStG


└ natürliche Personen



- ohne Wohnsitz im Inland



- ohne gew. Aufenthalt im Inland


inländische Einkünfte § 49 EStG

Bsp.:
- X hat Wohnung in DK und D



§ 49 er Einkünfte (in DK Welteinkommen)



→ DBA
Bsp.:
- Austauschstudent wohnt bei Freundin in Holzhausen und studiert an FH aus DK



Annahme:
- kein Wohnsitz





- kein Aufenthalt



(Hier stets: unbeschränkt Steuerpflichtig)
- § 1 (3) fiktive unbeschränkte Steuerpflicht

Sachliche Steuerpflicht 

(Theorien)


└ Quellentheorie


└ Reinvermögenstheorie


   ┌Quellentheorie: Regelmäßig zufließende Einkunftsquellen


┌┤


│└Vermögenszugang: Alle Vermögensmehrungen in Periode


│

│

└ ESt: Synthetischer Einkommenssteuerbegriff





└ §2 EStG iVer §§13 ff EStG


7 Einkunftsarten:
┌ - LuF



┐





│ - Gewerbebetrieb


├
Gewinneinkünfte
        Haupteinkommensarten ┤ - Selbstständige Arbeit

┘





└ - nichtselbstständige Arbeit
┐





┌ - KapVermögen


│

Nebeneinkunftsarten

┤ - V+V (Vermietung, Verpachtung ├
Überschusseinkünfte





└ - sonstige



┘

- Gewinneinkünfte folgen der Reinvermögenszugangsteuern

- Überschusseinkünfte folgen der Quellentheorie



Haupt ↔ Nebeneinkunftsarten




↑




Kollisionsfall => Bsp.: Zinserträge 
§15





auf dem betrieblichen

↕





Festgeldkonto


§20
Bsp.:
Kauf eines Mietshauses, regelmäßige Mieteinnahmen, Wertverlust des Hauses ist absehbar


Wahlrecht
a) => BV § 15 Einkunft Gew.B




b) => PV § 21 Einkunft V+V



a) Steuersparen durch Berücksichtigung des Wertverlustes

- private Vermögensplanungen sind nicht steuerbar

3. Vorlesung

Neben- und gg. Haupteinkünfte nachrangig


Bsp.:
Zins auf Festgeldkonto



│

│



privat

betrieblich



│

│



§ 20

§ 15


* bei Kollision der Einkunftsarten


└ Subsidiarität der Nebeneinkünfte

Gewinn: § 4 (1) EStG → partieller BV-Vergleich



Δ BV



+ Entnahmen



- Einlagen



Gewinn

partiell, weil ausschließlich steuerrechtliche Normen


vollständiger BV-Vergleich § 4,5 EStG

vollständig, weil steuerlich auch die Handelsrechtliche Normen greifen


└ bei Buchführenden Gewerbebetrieben sind die GoB zu beachten


Einnahme-/Überschussrechnung § 4 (3) EStG


- mit der Besonderheit
Δ BE/ BA






Einnahme/ Ausgabe


- unter Berücksichtigung AfA


- Zeitpunkt der BA bei nichtbenutzbaren WG

Infolge dessen stets vollständiger BV- Vergleich


Bsp.: partieller BV- Vergleich:



geg.:
unbebautes Grundstück




ist dauerhaft im Wert gesunken




AK 1 Million




Zeitwert 750.000 (=TW § 6 EStG, § 6 Abs. 1(1))




abnutzbare Güter § 6 Abs. 1 (1)




nicht abnutzbare Güter § 6 Abs. 2 (1)



└ Niedrigerer TW von 750 kann angesetzt werden







│







Wahlrecht


Bsp.: vollständiger BV-Vergleich:




„selbe Vorraussetzungen wie oben“




§ 253 (2) HGB S. 3 gemildertes Niederstwertprinzip






┌─────────┴──────┐





dauerhafte Wertminderung

nicht dauerhaft







│



│






A.- Gebot


A-Wahlrecht



└ müssen Abschreiben nach HGB

└ können Abschreiben nach EStG oder in Verbindung mit HGB └ müssen Abschreiben
- nicht dauerhaft └ können nach HGB dürfen nicht nach EStG └ dürfen nicht
4. Vorlesung

BA § 4 (4)

- Aufwendungen, die durch Betrieb veranlasst werden


- „Veranlassungsprinzip“, Kausalitätsprinzip

§ 9


- Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen


- „Finalitätsprinzip“


└ über Rechtssprechung Inhaltlich BA ~ Werbungskosten



(auch WK: berufliche Veranlassung)

§ 19 Einkommen aus nicht selbständiger Arbeit (nsA)


- Gehälter, Lohn aus Dienstverhältnissen (Brutto)
┐









├ Einnahmen


- Ruhegelder aus freieren Dienstleistungsverhältnis ┘- WK









    Einkünfte


- Beiträge zu Berufsverbänden


- Fakte zu Wohnung + Arbeit


- doppelte HH- Teilung


- Arbeitsmittel, typische Berufskleidung


- statt WK nach zu weisen → §9a Pauschalbetrag



Bsp.:
geg.:
a) Einnahme aus nsA § 19
800€




b)
- ║ - 


1700€




1) WK



700€




2) WK



1800€



ges.: Einkünfte § 19

a1) 800-800= 0







a2) 800-1800= -1000







b1) 1700-920= 780







b2) 1700-1800= -100


Einkünfte aus Kapitalvermögen § 20



- Erträge aus Beteiligungen juristischer Personen (Dividenden von KapG)



- Erträge aus stillen Reserven



- Erträge aus sonstigen Kapitalforderungen



früher





jetzt


- Anrechnungsverfahren

│
- Halbeinkünfteverfahren


- GmbH



│
- GmbH


- KSt. 40% auf therausierte Gewinne│
- KSt. 25% einheitlich – therausiert


- KSt. 30% ausgeschüttete Gewinne
│


│
└ ausgeschüttet







│


└ definitiv, endgültig


Gesellschafter



│
Gesellschafter


von GmbH 70% Bar Dividende
│
von GmbH Dividende


+ 30% KSt. 30%


│



      100% Bruttodividende
│
„Halbeinkünftever.“ § 3 Nr. 40 d EStG







│
└ 37,5%



↓







│



§ 3c WK => 50%


ESt.- Satz



│
ESt.-Satz


z.B. 30%
30-30=0

│
30%
0,3*37,5=11,25+25%=36,25


z.B. 40%
40-30=10

│
40%
→
= 15%+25%=40%


z.B.: 45%
45-30=15

│
45%
0,45*37,5=16,875+25%=41,875%






│


Anrechnungsguthaben 30% KSt.
│

Erträge aus stillen Beteiligungen

┌───────────────┴───────────┐

typische stille Beteiligung


- atypische stille Beteiligungen


↓






↓



§ 20






§ 15



z.B. § 9a




Mitunternehmerschaft



z.B. § 20 (4)


- stille Beteiligung => Teilhabe am G+V ohne Mitunternehmeriniziative
┐






ohne Mitunternehmerrisiko



├ *






ohne Teilhabe ab stillen Reserven


┘




* wenn vorhanden atypischer stiller Gesellschafter= Mitunternehmer


Bsp.:
R erhält einen Gewinnanteil aus seiner stillen Beteiligung i.H.v. 4000€



a) R ist stiller Gesellschafter an Gewinn und Verlust beteiligt



b) R ist an stillen Reserven darüber hinaus beteiligt



ges.:
a) Einkünftezuordnung + Höhe für R




b)
-
║
-



Lös.:
a) typisch beteiligt § 20 (1) Nr. 4





4000 





– WK § 9a Nr. 2 (51€)





- Sparerfreibetrag § 20 (4) (1370€)





Einkünfte aus KapV.
2579€



b) Einnahme = Einkommen nach § 15 (1) Nr. 2 = 4000€
5. Vorlesung

§ 21 EStG V+V

- unbewegliches Vermögen (Immobilien, Schiffe)

- Sachenbegriffe (Mehrzahl beweglicher WG)

- zeitliche Überlassung von Rechten

- Veräußerung Mietforderungen

___________________________________________________________________________




Einnahmen




- WK
- § 7 AfA





- lfd. Kosten





- Finanzierung

___________________________________________________________________________

sonstige Einkünfte §§ 22,23





- dauernde Lasten

- wiederkehrende Bezüge
- Renten

- Zeitrenten/ Leibrenten





- sonstige

- Unterhaltsleistungen (Realsplitting)

- private Veräußerungsgeschäfte (i. V. m. § 23)

- sonstige Leistungen

- Abgeordnetenbezüge

- Altersvorsorgeverträge

___________________________________________________________________________

Leibrente: - werden mit Ertragsanteil besteuert

Bsp.:
- 1 Jahr alter Rentenberechtigter => 73%
┬
müssen der Besteuerung unter-


- 65 Jahre alter Rentenberechtigter => 27%
┘
worfen werden


- 99 Jahre alter Rentenberechtigter => 2 %

Exkurs: - nachgelagerte Besteuerung

Bsp.: - R, 80 Jahre erhält seit seinem 55. Lj. Rente von 750 €


└ Einnahme 12+ 750*38%-WK (-102) = 3318 €





§ 9 a EStG
Einkünfte

___________________________________________________________________________

private Veräußerungsgeschäfte § 23

- Grundstücke, bei denen zwischen Anschaffung und Veräußerung <= 10 Jahre liegen


( Ausnahme „eigene Wohnzwecke“)

Bsp.:
- Grundstück wird am 1.2.04 für 100.000 € bis 1.5. fremdvermietet, danach eigene Wohnzwecke und am 1.7.05 für 130.000 € verkauft

- § 23 ? die 30.000 € müssten versteuert werden da Fremdvermietung in letzten 2 Jahren

- Wertpapiere, … <= 1 Jahr § 23 Abs. 1 Nr. 2


- Freigrenze: „wenn“ < 512

Bsp.:
- Verkauf von WP nach 11,5 Monaten mit 515 € Gewinn


→ stpf. – 515 €

Problem: Ausnahme der Subsidiarität


§ 23

→

§ 17




↓



§ 23 (2) Satz 2


§ 17 : >= 1% - Beteiligung an KapG

Bsp.:
- R. verkauft seine 10% ige Beteiligung an der X- GmbH a) innerhalb von 12 Monaten mit 8000€ Gewinn





b) außerhalb


a) └ innerhalb von 12 Monaten = § 23




da 8000 > 512 => stpfl. G = 8000€


b) └ außerhalb von 12 Monaten = § 17





G= 8000 – FB




ungekürzter FB = 9060*10%= 906




Reduktion des FB: 8000 – 10% *36.100 =0




FB wird auf 0 reduziert




└ stpfl.G = 8000 – 0 = 8000 


c) └ außerhalb 12 Monate 70% 8000€




8000 – 6342 = 1658€




da 8000 – 25270 => 0

6. Vorlesung

§ 3 c

Verluste


innerperiodischer Verlustausgleich


↓



↓
horizontal



vertikal

(innerhalb einer


(zwischen den Einkunfts-

Einkunftsart)



arten)







- Einkünfte werden untereinander geschrieben

Einschränkungen


→ Steuersystem (im Steuersystem begründet)




- „Verluste“ aus Liebhaberei





└ sind keine Verluste




- Zusammenhang mit steuerfreien Einkünften § 3 c EStG


→ Einzelfälle




- Verlustzuweisungen gem. § 2b EStG




- Komanditisten § 15 a)





└ negatives Kap-Konto verhindert denn Verlustausgleich,





§ 10 d ist ausgeschlossen



- private Veräußerung § 23 EStG




bis 2003 § 2 (3) Mindestbesteuerung:





- bei hohen pos. Einkünften werden neg. Einkünfte hälftig verrechnet





§ 10 d interperiodischer Verlustabzug





↓




↓



Verlustrücktrag



Verlustvortrag




Richtung




------------------------------------------- zeitlich unbefristet




Wahlrecht
┘
└
└
Vortrag

Bsp.:


03 GdE 100.000


04 GdE – 198.000


05 GdE + 40.000


- Ende 05: max 58.000 können vorgetragen werden

§ 10 d → unechte Sonderausgaben
echte Sonderausgaben






(Ausgaben für private Lebensversorgung)







§§ 10 ff




↓





↓



unbeschränkt




beschränkt




Abzugsfähig




Abzugsfähig




(abziehbar)




(abziehbar)


- Renten, dauernde Lasten


Vorsorge Aufw.


übrigen




(§ 10 Abs. 1 Nr. 1a)














- Unterhalts-


- gezahlte KiSt. § 10 Abs. 1 Nr. 4






leistungen



( positive Saldo aus Zahlung/Erstattung)





Nr. 1 a














13805


- private Steuerberatungskosten Nr. 6





- Berufs-














ausbildung














Nr. 7














920/1227














- Schuldgeld














Nr. 9 / 30 %














- Altersvor-














sorge/ § 10 a














- Spende














§ 10 b


Vorsorgeaufwendungen § 10 Abs. 2 EStG




│
- Sozialversicherungsaufwand




│
- Versicherungsaufwand


§ 10 Abs. 3 EStG Beschränkung





- analog bei AN



- bei § 10 c (2) Versorgungspauschale

7. Vorlesung
Versorgungsaufwendungen § 10

§ 10 (3)
1. Grundhöchstbetrag


2. Vorwegabzug


[3. zusätzlicher Höchstbetrag für Pflegeversicherung]


4. ½ Höchstbetrag

=> 3. → 2. → 1. → 4.


└ für nach 31. 12. 1957 freiwillige Pflegeversicherung 184€


2. Vorwegabzug └ Kürzung 16% des Arbeitslohnes


1. Grundhöchstbetrag 1334€


4. ½ Höchstbetrag
– max ½ * 1334€




- max ½ * übersteigenden Betrag

Bsp.: a) Nicht- AN R, 53 Jahre alt, hat 2003 7000€ Vorsorgeaufwand geleistet


7000€

abziehbar

1. Vorwegabzug

  ↓

3068
→
3068


3932

2. Grundhöchst-

betrag
1334
→
1334


2598

davon

max ½ = 1299

667
→
667




5069

aber max = 667
1931


↓


nicht abziehbar

b) AN 57Jahre alt, Arbeitslohn 30.000€


7000€ nicht abziehbar

1. Vorweg.
3068

./. Kürzung

0,16*30.000

= 4.800€
=> - 3068

0

(4800 > 3068)

0 verbleiben
7000

2. Grundhöchst- 1334

→
1334
betrag
  5666


5666
davon max ½

aber max ½
667

→
667

4999


2001

Vorwegabzug 3068 wird bei AL >=
3068




0,16
= 19175

auf 0 reduziert

Bsp.: AN hat AL von 15.000€, Vorsorgeaufwendungen 5.000€

ges.: abziehbare Sonderausgaben für Vorsorgeaufwendungen



5000

1. Vorsorgeabzug
2400


nicht abziehbar

0,16*15.000

3068- 2400=668
668
→

668



4332

Grundhöchstbetrag
1334
→

1334



2998

max ½ * 1334

667
→

667


2331


2669

§ 10 c Vorsorgepauschale 20% des AL ist = Vorsorgeaufwand

Bsp.: AN hat AL 20.000€


└ 20% von 20.000 = 4.000€

Vorwegabzug

3068

./. Kürzung

0,16 * 20.000

= 3200

3068


0


0






4000

2. § 10 c (2) Nr.2.



1334

1334






2666

3. max ½ bis 667



667

667





1999

2001
Bsp.: AN hat AL 10.000€


2.000

1. 1.600

3068-1600=
1468

→

1468

532


↓
2. bis max
532

1334
0
└ voll abziehbar
Bsp.: Nicht-AN leistet 4.000€ Vorsorgeaufwand

Vorwegabzug

3068
→

3068


932

Grundhöchst-

1334
→

932
betrag

0


4.000

Außergewöhnliche Belastungen


↓






↓

nicht typisiert





typisiert

§ 33 EStG





§ 33a, § 33b, § 33c



│



┌────────┼─────────┐



│


- Unterhaltsaufw.
- Behindert
- Kinder-



│


- Ausbildungs-
FB


betreuungs


│


freibetrag




Kosten



│


- Aufwendung



│


für Haushalts-



│


hilfe



│


└ § 33 (1) Zwangsläufigkeit => § 33 (2)






(Bsp.: Krankheitskosten, Bestattungskosten,






Kurkosten, vgl. H 186 – 189 EStR)


zumutbare Eigenbelastung § 33 (3)

8. Vorlesung

zvE
gem. § 2 (5)

 └
BMG der ESt

ESt = zvE * Steuersatz


└ Tarif
Grundtabelle (Grundtarif)

Splittingtabelle (Splittingtarif)

Bsp.:
a) zvE
40.028
=>
Grundtarif
ESt. = 9558


b) zvE
40.025
=>
Splittingtarif
ESt. = 5810

∆ resultiert aus „Progressivität“ der ESt.



└ Steuersatz steigt mit steigender BMG

BMG → § 32 a (5) EStG : ESt = 2* ESt [ zvE/2]

Grundtabelle ESt20.017 = 2905




└ *2 = 5810

Steuersätze:


durschnittlicher Steuersatz = t


Differenzsteuersatz = s


Grundsteuersatz = T

t=
Steuer = ESt

z.B.
9558
= 0,239


BMG      zvE


40.028

s=
Δ Steuer =
ΔESt

Δ BMG =
ΔzvE

Bsp.: zvE1= 40.028 Zuschreibung = 4320


└ zvE2= 40.028+4320 = 44348 = zvE2





└ ESt2 = 11.273

s=
11.273 – 9558
= 0,397


44.348 – 40.028

T=
d Steuer

d BMG



└ = 36€ (z.B. Abschreibungen)

T=
9558 – 9544
=
14
= 0,389


40.028 – 39.992
36

Tarif nach § 32a EStG


zvE





Est


bis 7664




0 => Grundfreibetrag


bis 12.739
a1*zvE2+b1*zvE-c1

1. Progressionszone








( linear – progressiv)


52.151

a2*zvE2+b2*zvE-c2

2. Progressionszone


>= 52.152
0,45*zvE-8845

Proportionalzone



(b3*zvE-c3)

Aus dem Tarif § 32a


t


(s)

T


0,45-8845/zvE
0,45

0,45

Proportionalzone


a2*zvE+b2-c2/zvE




2. Progression


a1*zvE+b1-c1/zvE


2a*zvE+b
1. Progression

zur Berechnung (Proprtionalzone)


t>=52.152= ESt = 0,45-zvE-8845



t= ESt/zvE = 0,45*zvE-8845




zvE




= 0,45- 8845/zvE


s>=52.152 = 0,45*zvE2- 8845-[0,45*zvE1-8845]
=0,45




zvE2

-
zvE1

T= 1.Ableitung ESt= 0,45*zvE-8845




1.Ableitung = 0,45

Progressivität T>t
Proportionalzone
T=0,45






t= 0,45*8845/zvE*zvE>0






T>t=> progressivität, indirekte Progression

2. Progression


t= Est/zvE = a*zvE2+ b*zvE-c




zvE

Ehegattenbesteuerung §§ 26, 26a, 26b

│
│
Vorrauss.:

┌- beide unbeschränkt stpf.

│
└ an 1 Tag in

┤- Ehegatten

│
VZ reichen au

└- nicht dauernd getrennt

│
└───────┬─ Zusammenveranlagung § 26b (Regelfall) - § 26(3)


│

└ getrennte Veranlagung § 26a (Antrag) - § 26(2)

Bsp.: I.


Einkommenlose A. heiratet EK mill. B am 30.12.2004


(beide unbeschränkt stpf.)


└ a) ohne Hochzeit: ESt=



Studentin
A=0





B= 0,45*1 Mio – 8845= 441.155
┐

└ b) mit Hochzeit: ESt=




│


EstA,B= 2*(0,45*500.000-8845)


├ ∆=8845




= 432.310

────────────┘

II. EKmill A, heiratet EKmill B


vorher

2*(0,45*1Mio-8845)
- A







- B




2*441.155 = 882.310

┐








│


nachher
2*(0,45*2Mio/2-8845)
├ Δ= 0








│





= 882.310

┘

9.Vorlesung
§ 32 b Progressionsvorbehalt

besonderer Steuersatz bei


- AL-Geld


- Krankengeld


- Mutterschaftshilfe


- AL-Hilfe


- bestimmte ausländische Einkünfte


Bsp.:
- AN A, ledig, kinderlos, hat ein zvE ausschließlich aus § 19 EStG iHv 30.000€


- B hat ein zvE iHv 20.000€ aus § 19 plus 10.000€ AL-Geld bezogen


- A: ESt29984 => 5953


- (B: falsch: ohne § 32 b: ESt 20.000€ => 2905)


wj. AL-Geld

tfiktiv = EKStfiktiv/zvEfikiv = 5953/29984────┐







= 0,1985


├ ∆ 1065

└ ESt= 20.000€ * 0,1985= 3970€ ──────────────────┘

Besonderer Steuersatz bei außerordentlichen Einkünften § 16 EStG


└ § 34 (3) Vorraussetzungen:



↓

- aoE

0,56 tfiktiv: mindestens 0,16

- Antrag (1*im Leben)





- 55. Lebensjahr/ dauernd berufsunfähig





- <= 5 Mio. €

Bsp.: - zvE sei 1 Mio. €, darin 400.000 € aoE


EStaoE + EStvzvE = ESt

(vzvE= verbleibendes zu versteuerndes Einkommen)




└ zvE – aoE= 600.000 €


tfiktiv= ESt1Mio/1Mio= 0,45*1Mio.-8845/1Mio.
(t= durschnittlicher Steuersatz)



= 0,45- 8845/1Mio. = 0,441155


0,56*tfiktiv= 0,56*0,441155= 0,247 (>16%)


EKStaoE= 400.000* 0,247= 98.818

EKStvzvE= 600.000* 0,45-8845= 261.155





EKSt= 359.973 €────┐









    ├ ∆ 81.182 €


(der Ermäßigung: 0,441155*1Mio.= 441.155)─────┘

Historie zu § 34


1. ½ des durchschnittlichen Steuersatz



↓

2. Abschaffung ½ Steuersatz


- Ersatz durch 1/5- Regelung



↓

3. zusätzlich ½ durchschnitl. Steuersatz


(Alternative)



↓

4. Status quo 56% § 34 (3)



und


1/5 Regelung § 34 (1)

§ 34 (1) EStaoE= 5*[EStvzvE+1/5aoE-EStvzvE]
Bsp.: -s.o. ESt= EStaoE+ EStvzvE



+ 261.155


EStaoE= 5*[ESt680.000-261.155]



= 5*[0,45*680.000-8845-261.155]= 180.000






∑= 441.155

0,45*1Mio.-8845 └ keine Begünstigung
Bsp.: zu § 34 (1) aoE=1Mio., alter: 15J., vzvE=6.000


ESt= EStaoE+EStvzvE


= ?


EStaoE= 5*[ESt206.000- ESt6.000]





↓
206.000= vzvE+1/5*aoE

= 0 da < Grundfreibetrag


EStaoE= 5*ESt206.000= ESt



= 5*(0,45*206.000-8845)



= 419.275


[zum Vergleich, ohne Begünstigung: 0,45*1.006.000-8845=443.855]




∆ 2.250 !!!

Bsp.: abgewandelt: vzvE wird auf 5.000 gemindert!


EStaoE=ESt=5*(0,45*205.000-8845)




=417.025


s(Spitzensteuersatz)= 2250/1000= 2,25=225% →= 5*45%

Anwendung §34 (1) => vzvE muss in den VZ möglichst niedrig, am besten 0 sein

10.Vorlesung

§ 35 Steuerermäßigung speziell für gemäßigte Einkünfte

- 1,8* Gewerbesteuer- Meßbetrag
- [Exkurs: GewSt= GewSt- messbetrag*Hebesatz]

Bsp.: - Spitzenverdiener R. erzielt ein zvE (ausschließlich § 15 EStG) iHv. 600.000€


- GewSt= 35.000 H=500%


└ ESt= 0,45*600.000- 8845- 1,8 GewSt-Meßbetrag(7.000)


GewSt= Meßbetrag*H


35.000= Meßb.*5


└ Meßb.= 
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= 248.555
Zuschlagssteuern ┬─ Solidaritätszuschlag

│
     └─ Kirchensteuer

│

│
└ Annexsteuer, Ergänzungsabgabe

Solidaritätszuschlag => BMG = ESt (5,5%)


└ 0,055 der ESt

Kombinierter Steuersatz ESt+ Soli= (1+0,055)sl

z.B.
= 1,055*0,45



= 0,475

Bsp.: Freiberufler R. steigert sein Spitzen zvE um 60.000€


└ Δ(ESt+Soli) = 0,475*60.000




= 28.485

KiSt ┬── Zuschlag auf ESt 8%-9%

│        └── [Kappung 3%-4% auf zvE]

│

│
└─ ist SA (§ 10 (1) Nr.4: „gezahlte KiSt“)

(Modellvereinfachung nicht gezahlte, sondern verursachte KiSt)

Bsp.: Spitzenverdiener, KiSt-Satz 9%


? zvE- Erhöhung (allein aus § 18 EStG)


∆KiSt= sk* ∆ESt



=0,09*∆ESt


∆ESt= se*[∆zvE-sKiSt]



=0,45*[…]


∆ESt=0,45*∆zvE=0,45*0,09*∆ESt


∆ESt+0,45*0,09*∆ESt= 0,45*∆zvE


∆ESt (1+se*sk)=se*∆zvE


∆ESt=
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└ ∆KiSt= 0,09*∆ESt=
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z.B.: Zuschreibung iHv 75.000 €


└ 
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└────┬───┘






0,4714





tatsächliche KiSt- Belastung 0,4714-0,45=0,214
Teilsteuersatz
└ = gleiche BMG- „Teile“


bei unterschiedlichen Steuersatz, hier: zvE

Bsp.: KiSt- Satz: 8% Spitzensteuersatz= 45

Aufgabe:
a)Steuerwirkung TW- Abschreibung iHv 10.000€


b)Steuerersparnis durch Kirchenaustrtt auf TW- Abschreibung



(Aufwand => Gewinnmind.)


a)
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b)10.000*0,45


=4.500

└ Steuermehrbetrag 191€





MGP!!

§§ 4,5,6 ff § 15



└ Bilanzsteuerrecht ┬─ HB(außerplanmäßige Abschreibung)






└─ StB(TW-Abschreibung)






Bsp.: AfA in § 7

Bsp.: Teilwert in § 6


„Beteiligung“ §6 (1) Nr.2


(Finanzanlage)

Bsp.: Beteiligung a) ist dauerhaft von 1 Mio. auf 600.000 gesunken

Wirkung ─     ┬─ HB: A-Gebot a.p.A 400.000


└ StB: „vermeintlich“ TW- Abschreibungs Wahlrecht


└ MGP auch TW- Abschreibungsgebot!


b) nicht dauerhaft → 1) HB Abschreibung




→ 2) Verzicht auf HB-Abschreibung


1) Durchbrechung(MGP) HB darf StB nicht


2) Einheitliche Bilanzierung









zvE





fiktiv





§ 32 b





stpfl.





fiktiv





§ 32 b





stfrei.





stfrei.





stpfl.
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